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Armut als demokratische Frage 

 

Erkenntnisse und Schlussfolgerungen des Fachtags „Armut und Demokratie“ 

Armut ist eine demokratische Frage. Diese Erkenntnis stand im Mittelpunkt des Fachtags 

„Armut und Demokratie“ der Diakonie RWL am 16. Juli 2026. Wer dauerhaft mit materieller 

Unsicherheit, bürokratischen Hürden, Diskriminierung oder fehlenden Zugängen konfrontiert 

ist, hat nicht nur weniger Geld, sondern auch geringere Möglichkeiten, Interessen zu 

vertreten und politische Entscheidungen mitzugestalten. Armut schwächt demokratische 

Teilhabe, zugleich macht geringe Teilhabe Armut politisch weniger sichtbar. Werden die 

Erfahrungen armutserfahrener Menschen nicht gehört, werden ihre Bedarfe seltener 

berücksichtigt. Armutsprävention ist deshalb auch Demokratieförderung. Auf dem Fachtag 

wurde diese These durch Vorträge, Diskussionen und eine Perspektiven-Werkstatt vertieft.  

Die folgenden Abschnitte fassen die wichtigsten Erkenntnisse des Fachtags zusammen. 

 
Mehr Ungleichheit – weniger Teilhabe 

Die soziale Ungleichheit in Deutschland hat in den vergangenen Jahren zugenommen. 

Während es einerseits eine starke Vermögenskonzentration und eine stabile Quote reicher 

und sehr reicher Menschen gibt, ist andererseits der Anteil von in Armut lebenden 

Menschen in den vergangenen 15 Jahren stark angestiegen. Gründe dafür sind weniger 

effektive wohlfahrtsstaatliche Leistungen und ein Zurückbleiben der 

Sozialleistungen gegenüber der Lohnentwicklung. Besonders Menschen mit niedrigen 

Haushaltseinkommen erleben steigende Belastungen und verlieren zunehmend das 

Vertrauen in demokratische Institutionen, was sich auch im Wahlverhalten widerspiegelt. 

Demokratische Teilhabe setzt bestimmte Voraussetzungen voraus: Zeit, Mobilität, Bildung, 

digitale Zugänge, soziale Sicherheit und stabile Lebensverhältnisse. Fehlen diese 

Ressourcen, wird Beteiligung schwieriger. Dadurch entsteht die Gefahr, dass 

gesellschaftliche Gruppen unterschiedlich stark am demokratischen Leben teilhaben können. 

 
Anwaltschaftliche Interessenvertretung 

Als Wohlfahrtsverband verfügt die Diakonie über umfassende Erfahrungen mit den 

Lebenslagen von Menschen in Armut. Daraus erwächst die Verantwortung, nicht nur 

individuelle Unterstützung zu leisten, sondern auch strukturelle Ursachen von Armut sichtbar 

zu machen und politisch zu thematisieren. Gleichzeitig darf anwaltschaftliche 

Interessenvertretung nicht bedeuten, über Menschen mit Armutserfahrung zu sprechen, 

ohne sie einzubeziehen. Gute Interessenvertretung braucht Beteiligung, Transparenz und 

Rückkopplung. Die Erfahrungen armutserfahrener Menschen und das Praxiswissen von 

Fachkräften sind unverzichtbare Ressourcen für gesellschaftliche und politische Debatten. 
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Armut begrenzt Demokratie auf unterschiedliche Weise 

Junge Menschen & Familien in Armut 

Kinder- und Familienarmut begrenzt gesellschaftliche und demokratische Teilhabe oft bereits 

früh im Lebensverlauf. Fehlende finanzielle Spielräume sowie ungleiche Zugänge zu 

Bildungs-, Freizeit- und Unterstützungsangeboten führen dazu, dass Chancen auf Teilhabe 

ungleich verteilt sind. Armut beeinflusst dabei nicht nur materielle Lebenslagen, sondern 

auch Zugehörigkeitsgefühle, Zukunftserwartungen und die Erfahrung, das eigene Leben 

aktiv gestalten zu können. Um diesen Entwicklungen entgegenzuwirken, braucht es 

wohnortnahe, niedrigschwellige und nicht stigmatisierende Unterstützungsstrukturen. 

Familienzentren und vergleichbare Angebote können Beratung, Bildung, Begegnung und 

Teilhabe bündeln und Familien frühzeitig begleiten, bevor Problemlagen sich verfestigen. 

Migration, Armut & politische Teilhabe 

Armut, Diskriminierung, sprachliche Barrieren und rechtliche Ausschlüsse verstärken sich bei 

Menschen mit Migrations- oder Fluchtgeschichte häufig gegenseitig. Dadurch werden 

gesellschaftliche und politische Teilhabemöglichkeiten eingeschränkt, während ihre 

Perspektiven in politischen Debatten oft unterrepräsentiert bleiben. Demokratische Teilhabe 

setzt Beteiligungsstrukturen voraus, die Menschen unabhängig von Herkunft, Sprache oder 

Aufenthaltsstatus erreichen. Dazu gehören die Stärkung von 

Migrant*innenselbstorganisationen sowie diskriminierungssensible Zugänge in öffentlichen 

Einrichtungen, sozialen Diensten und Verbänden. 

Armut, Wohnen & Segregation 

Bezahlbarer Wohnraum ist eine zentrale Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe. 

Wohnungslosigkeit, prekäre Wohnverhältnisse und steigende Wohnkosten erschweren den 

Zugang zu Arbeit, Bildung, Gesundheit und unterstützenden sozialen Beziehungen. 

Gleichzeitig verschärft soziale Segregation die Chancenungleichheit: Der Wohnort 

entscheidet zunehmend darüber, welche Teilhabe- und Entwicklungsmöglichkeiten 

Menschen haben. Um dem entgegenzuwirken, braucht es sowohl präventive Ansätze zur 

Vermeidung von Wohnungsverlusten als auch eine stärkere Verzahnung der Hilfesysteme. 

Verlässliche Beziehungsarbeit, Kooperationen zwischen Wohnungswirtschaft, Kommunen 

und sozialen Diensten sowie die Stärkung benachteiligter Quartiere sind dabei zentrale 

Ansatzpunkte. 

Armutserfahrung, Beteiligung & politische Wirksamkeit 

Menschen mit Armutserfahrung verfügen über wertvolle Kenntnisse darüber, wie politische 

Entscheidungen und soziale Sicherungssysteme im Alltag wirken. Dennoch finden ihre 

Perspektiven in politischen Entscheidungsprozessen häufig zu wenig Gehör. Dadurch 

bleiben wichtige Lebensrealitäten im demokratischen Diskurs unsichtbar. Eine 

demokratische Gesellschaft braucht verlässliche Strukturen für Beteiligung, 

Selbstorganisation und Mitwirkung. Notwendig sind Räume, in denen armutserfahrene 

Menschen ihre Perspektiven einbringen können, sowie Netzwerke, die den Austausch 

zwischen Selbstorganisationen, Wohlfahrtspflege, Kirchen und Zivilgesellschaft stärken. 

Demokratie gewinnt dort an Qualität, wo die Erfahrungen der Betroffenen systematisch in 

Entscheidungen einfließen. 
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Was daraus folgt 

Der Fachtag hat deutlich gemacht: Armut und Demokratie dürfen nicht getrennt voneinander 

betrachtet werden. Wo Armut zunimmt, geraten Teilhabe, Vertrauen und politische 

Repräsentation unter Druck. Aus Sicht der Diakonie sind dabei insbesondere vier politische 

Weichenstellungen erforderlich: 

1. Prävention und soziale Infrastruktur verlässlich finanzieren 

Die Förder- und Finanzierungslogiken von Sozialpolitik und Kommunen müssen stärker auf 

Prävention und langfristige Wirkung ausgerichtet werden. Gerade niedrigschwellige 

Sozialberatungs- und Unterstützungsangebote im Sozialraum schaffen Zugänge zu Hilfe, 

stärken Teilhabe und verhindern die Verfestigung von Armut. Sie benötigen ebenso wie 

spezialisierte Beratungsangebote eine dauerhafte Finanzierung, die Planungssicherheit 

schafft und nicht von kurzfristigen Projektlaufzeiten abhängt. 

2. Teilhabebarrieren systematisch abbauen 

Politische Beteiligungsstrukturen, öffentliche Verwaltung und soziale Dienste müssen 

konsequent auf Zugänglichkeit und Diskriminierungsfreiheit ausgerichtet werden. 

Sprachliche, rechtliche und institutionelle Hürden für gesellschaftliche und politische Teilhabe 

sind abzubauen; Selbstorganisation muss gezielt gestärkt werden. 

3. Wohnen und Quartiere als Teilhabeinfrastruktur stärken 

Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik müssen bezahlbaren Wohnraum, den Erhalt sozial 

durchmischter Quartiere und die Vermeidung von Wohnungsverlusten stärker in den 

Mittelpunkt stellen. Gleichzeitig sind Hilfesysteme so zu steuern und zu verzahnen, dass 

Menschen mit komplexen Problemlagen kontinuierliche Unterstützung erhalten. 

4. Beteiligung armutserfahrener Menschen strukturell verankern 

Die Perspektiven armutserfahrener Menschen müssen verbindlicher in die Entwicklung, 

Umsetzung und Evaluation sozialpolitischer Maßnahmen einfließen. Hierfür braucht es 

dauerhaft finanzierte Beteiligungs- und Selbstvertretungsstrukturen sowie klare Verfahren, 

wie ihre Erfahrungen in politische Entscheidungen einbezogen werden. 

 

Als Diakonie treten wir dafür ein, dass die Erfahrungen armutserfahrener Menschen stärker 

gehört und politische Entscheidungen an den Maßstäben von Teilhabe und sozialer 

Gerechtigkeit ausgerichtet werden. Denn eine starke Demokratie braucht soziale Sicherheit, 

wirksame Armutsbekämpfung und verlässliche Möglichkeiten der Mitgestaltung. 

 

 


